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Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in d er Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.12.1986 zuletzt geändert durc h das Gesetz zur 
Änderung des Bundeskleingartengesetzes (BKleingÄndG ) vom 08.April 
1994 (BGBL.IS.766) und des § 5 Abs. 1 der Kommunalv erfassung vom 
28.02.1994 hat die Gemeindevertretung Neu Boltenhag en in der Sitzung 
am 23.05.1995 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
 

ErschließungsbeitragssatzungErschließungsbeitragssatzungErschließungsbeitragssatzungErschließungsbeitragssatzung    
 
 

§ 1§ 1§ 1§ 1    
Erhebung von ErschließungsbeiträgenErhebung von ErschließungsbeiträgenErhebung von ErschließungsbeiträgenErhebung von Erschließungsbeiträgen    

 
Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und 
dieser Satzung erhoben. 
 
 

§ 2§ 2§ 2§ 2    
Art und Umfang der ErschließungsanlagenArt und Umfang der ErschließungsanlagenArt und Umfang der ErschließungsanlagenArt und Umfang der Erschließungsanlagen    

 
(1)  Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
 

1.  Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstü-
cken dienen, an denen eine Bebauung zulässig ist, 

 
a)  bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 6,5 0 m, 

wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 3,2 5 m, 
wenn sie einseitig anbaubar sind, 

 
2.  mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlage n (z.B. 

Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 2 m 
 

3.  Parkflächen 
 

a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1 sin d bis 
zu einer weiteren Breite von 6 m 

b)  die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr.  1 
aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der  Bau-
gebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbs tän-
dige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen der ersc hlos-
senen Grundstücke, 

 
4.  Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 

 
a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1 sin d, 

bis zu einer weiteren Breite von 2 m, 
b)  die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nac h 

städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiet e zu 
deren Erschließung notwendig sind (selbständige Grü nan-
lagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen 
Grundstücke. 

 
(2)  Endet einen Verkehrsanlage mit dem Wendeplatz, so v ergrößern 

sich die in Abs. 1 Nrn. 1 und 2 angegebenen Maße um  die Hälfte, 



 

mindestens aber um 4 m. 
 
(3)  Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbet räge, so 

gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größte Brei te. 
 
(4)  Die in Abs. 1 bis 3 genannten Breiten sind Durchsch nittsbrei-

ten. 
 
 

§§§§ 3 3 3 3    
Ermittlung des beitragsfähigen ErschließungsErmittlung des beitragsfähigen ErschließungsErmittlung des beitragsfähigen ErschließungsErmittlung des beitragsfähigen Erschließungsa aaaufwandesufwandesufwandesufwandes    

 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach d en tatsächlichen Kosten er-
mittelt. 
 
 

§ 4§ 4§ 4§ 4    
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließung saufwandAnteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließung saufwandAnteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließung saufwandAnteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließung saufwand    

 
Die Gemeinde trägt mindestens 10 v.H. des beitragsf ähigen Erschlie-
ßungsaufwandes. 
 
 

§ 5§ 5§ 5§ 5    
Verteilung des umlagefähigen ErschließungsaufwandesVerteilung des umlagefähigen ErschließungsaufwandesVerteilung des umlagefähigen ErschließungsaufwandesVerteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes     

    
(1)  Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzi erte bei-

tragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die ersch lossenen 
Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach Flächen vertei lt. 

 
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlo ssenen 
Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt. 

 
(2)  Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grun dstücken in-

nerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes  die Fläche, 
die baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weis e genutzt 
werden kann. 

 
(3)  Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grun dstücken au-

ßerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes  und bei 
Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine baulic he, gewerb-
liche oder eine vergleichbare Nutzung nicht festset zt, 

 
a)  soweit sie an die Erschließungsgrenze angrenzen, di e Fläche 

zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit  der Er-
schließungsanlage und einer im Abstand von 40 m daz u verlau-
fenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich die w egemäßige 
Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, blei ben bei 
der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtig t, 

b)  soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der  Grund-
stücksgrenze, die der Erschließungsanlage zugewandt  ist und 
einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie. 

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände  nach Satz 1 
Buchstabe a) der Buchstabe b), so fällt die Linie z usammen mit 
der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 
 

(4)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes de r Nutzung 
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wird die Fläche (Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit 
 

a)  1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoß, 
b)  1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen 
c)  0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen od er ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt wer den kön-
nen (z.B. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, S portanla-
gen) 

 
(5)  Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches ein es Bebau-

ungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse w ie folgt: 
 

a)  Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der  höchst-
zulässigen Zahl der Vollgeschosse. 

b)  Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl  der 
Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet w erden. 

c)  Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt  als 
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe get eilt 
durch 2,5 wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- o der abge-
rundet werden. 

 
Ist tatsächlich eine höhere als festgesetzte Zahl d er Vollge-
schosse zu gelassen oder vorhanden, ist diese zugru nde zu le-
gen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Bau massenzahl 
oder höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werd en. 

 
(6)  Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches ein es Bebau-

ungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauu ngsplan die 
Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe 
nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgesch osse: 

 
a)  bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der ta tsächlich 

vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollges chosse 
wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststel lbar, 
gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwer kes ge-
teilt durch 2,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen  auf- 
oder abgerundet werden. 

b)  bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der  Zahl der 
auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiege nd vor-
handenen Vollgeschosse. 

c)  bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die 
aber gewerblich genutzt werden können, werden (zwei ) Vollge-
schosse zugrunde gelegt. 

d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellp lätze zu-
lässig oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoß zu grunde 
gelegt. 

 
 

§ 5 a§ 5 a§ 5 a§ 5 a    
 
Mehrfach erschlossene Grundstücke 
 
(1)  Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, d ie von mehr 

als einer vollständig in der Baulast der Gemeinde s tehenden Er-
schließungsanlage i.S. des § 2 Abs. 1 Nr. 1 erschlo ssen werden, 
ist die Grundstücksfläche nach § 5 Abs. 2 oder Abs.  3 bei der 



 

Verteilung des umlagefähigen Aufwandes für jede Ers chließungs-
anlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. 

 
(2)  Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren, 
 

a)  wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschlie ßungsan-
lage entsteht oder entstanden ist 

b)  soweit die Ermäßigung dazu führen wird, daß sich de r Beitrag 
für die anderen Grundstücke im Abrechnungsgebiet um  mehr als 
50 % erhöht, 

c)  für die Flächen der Grundstücke , die die durchschn ittliche 
Grundstücksfläche der nicht mehrfach erschlossenen Grund-
stücke im Abrechnungsgebiet übersteigen, 

d)  für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Ersch lie-
ßungsanlagen, für die nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 E rschlie-
ßungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden. 

 
 

§ 6§ 6§ 6§ 6    
KostenspaltungKostenspaltungKostenspaltungKostenspaltung    

 
Der Erschließungsbeitrag kann für 

1.  Grunderwerb, 
2.  Freilegung, 
3.  Fahrbahnen, 
4.  Radwege 
5.  Gehwege 
6.  unselbständige Parkflächen, 
7.  unselbständige Grünanlagen, 
8.  Mischflächen 
9.  Entwässerungseinrichtung  
10.  Beleuchtungseinrichtungen 

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben wer den. 
 
Mischflächen i.S.v. Ziffer 8 sind solche Flächen, d ie innerhalb der 
Straßenbegrenzungslinien Funktionen der in den Ziff ern 3-7 genannten 
Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei d er Gliederung der 
Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Fu nktionstrnnung 
verzichten. 
 
 

§ 7§ 7§ 7§ 7    
Merkmale der endgültigen Herstellung derMerkmale der endgültigen Herstellung derMerkmale der endgültigen Herstellung derMerkmale der endgültigen Herstellung der    ErschließungsanlagenErschließungsanlagenErschließungsanlagenErschließungsanlagen    

    
(1)  Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht  befahrbare 

Verkehrsanlagen und selbständige Parkflächen sind e ndgültig 
hergestellt, wenn 

 
a)  ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und 
b)  sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuch tungs-

einrichtungen verfügen. 
 

Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus de m Baupro-
gramm. 

 
(2)  Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsan lage sind 

endgültig hergestellt wenn, 
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a)  Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung au f tragfä-
higem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, 
Pflaster aufweisen; die Decke kann auch aus einem ä hnlichen 
Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 

b)  unselbständige und selbständige Parkflächen eine Be festigung 
auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphal t, Beton, 
Platten, Pflaster, Rasengittersteinen aufweisen; di e Decke 
kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitliche r Bauwei-
se bestehen; 

c)  unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet si nd; 
d)  Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend  Buchsta-

be a) hergestellt und die unbefestigten teile gemäß  Buchsta-
be c) gestaltet sind. 

 
(3)  Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt , wenn ihre 

Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und gärtner isch gestal-
tet sind. 

 
 

§ 8§ 8§ 8§ 8    
VorausleistungenVorausleistungenVorausleistungenVorausleistungen    

    
Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Bei tragspflicht noch 
nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, V orausleistungen 
bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbei trages erheben. 
Voraussetzung ist, daß mit der Erschließungsmaßnahm e bereits begon-
nen wurde. 
 
 

§ 9§ 9§ 9§ 9    
Ablösung des ErschließungsbeitragesAblösung des ErschließungsbeitragesAblösung des ErschließungsbeitragesAblösung des Erschließungsbeitrages    

 
Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
bemißt sich nach der voraussichtlichen Höhe des nac h Maßgabe dieser 
Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages. 
 
 

§ 10§ 10§ 10§ 10    
InkrafttretenInkrafttretenInkrafttretenInkrafttreten    

 
Diese Satzung tritt am 16.06.1995 in Kraft. 
 
 
 
 
Krüger 
Bürgermeister 
 
 
 
 

ausgehängt: 01.06.1995 
abgenommen: 17.06.1995 


